
 
 
1. Grundlagen 
 
Abgeordnete (A) sind die nach den Vor-
schriften der Verfassung von den Bürgern 
gewählten Mitglieder eines Parlaments. Von 
den Deputierten der Ständeversammlungen 
unterscheiden sie sich dadurch, dass sie 
nicht den Interessen eines Standes oder einer 
Region, sondern dem Wohle des ganzen 
Volkes verpflichtet und keinen Weisungen 
unterworfen sind. Bindungsfreiheit und 
Unabhängigkeit von Weisungen sind we-
sentliche Merkmale des A.mandats. Die 
Legitimation der A. wird durch demokrati-
sche  Wahlen herbeigeführt. Dem jeweili-
gen  Wahlsystem kommt dabei ein starker 
Einfluss auf diesen Legitimationsvorgang 
und dadurch auf die Stellung des A. zu. 
Während das Verhältniswahlrecht die A. 
über die Kandidatenlisten stark an die  
Parteien bindet, stellt das Mehrheitswahl-
recht eher die Person des einzelnen A. in den 
Mittelpunkt des Wahlvorgangs. Dennoch ist 
der A. nicht Vertreter eines Wahlbezirkes, 
sondern Repräsentant der gesamten staats-
bürgerlichen Gesellschaft. 
 
 
2. Das freie Mandat 
 
In allen europäischen Repräsentativverfas-
sungen gilt der Grundsatz des freien Man-
dats: A. sind an Aufträge und Weisungen 
nicht gebunden, unterliegen bei ihren Ent-
scheidungen nur ihrem Gewissen und ver-
treten das gesamte Volk. Das Gegenteil des 
freien Mandats ist das imperative Mandat: 
die Bindung des einzelnen A. in allen Ent-
scheidungen an Weisungen der Basis (Wäh-
ler, Parteimitglieder). Die Verfassungsge-
schichte kennt nur negative Erfahrungen mit 
imperativen Mandaten, die das Parlament 
gelähmt und schließlich zur Auflösung re-

präsentativer Institutionen geführt haben 
(Polen, Frankreich). Diese Erfahrungen 
haben gezeigt, dass Parlamente nur so lange 
entscheidungsfähig waren, wie sie sich von 
den Weisungen ständischer Auftraggeber 
lösen und Mehrheitsentscheidungen ermög-
lichen konnten. 

Das freie Mandat ist zuerst in der fran-
zösischen Verfassung von 1791 fixiert wor-
den, danach in der belgischen Verfassung 
von 1831 und schließlich in allen deutschen 
Verfassungen (Reichsverfassung von 1871, 
Weimarer Verfassung, Grundgesetz). Das 

 Grundgesetz legt in Art. 38,1 fest: „Die 
Abgeordneten sind Vertreter des ganzen 
Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht 
gebunden und nur ihrem Gewissen unter-
worfen.“ 

Die ursprüngliche Funktion des freien 
Mandats, Ständeversammlungen durch das 
Verbot von Instruktionen zu einer für das 
gesamte Reich verbindlichen Beschlussfas-
sung zu befähigen, ist somit im Kern erhal-
ten geblieben. Während imperative Manda-
te Kompromisse ausschließen und dadurch 
bindende, von der Mehrheit getragene Ent-
scheidungen verhindern, ist das freie Man-
dat Voraussetzung jeder parlamentarischen 
Versammlung, die zu eindeutigen Entschei-
dungen fähig sein soll. Wie E. Burke in 
seiner berühmten Rede an die Wähler von 
Bristol betont hat, ist das Parlament kein 
Kongress weisungsgebundener Gesandter, 
sondern ein Beschlussorgan und als solches 
handlungsunfähig, wenn alle A. an Wei-
sungen ihrer Wähler gebunden seien. 
 
 

3. Das imperative Mandat 
 
Das imperative Mandat ist vielfach als ein 
Instrument erörtert worden, das es der 
„Parteibasis“ möglich machen sollte, ge-
genüber „ihrer“  Fraktion in der kommu-
nalen Vertretungskörperschaft eine umfas-
sende Instruktionskompetenz in den zentra-
len Fragen kommunaler Politik geltend zu 
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machen. Verfassungspolitisch haben sich 
diese Forderungen auf Art. 21 GG gestützt, 
der den politischen Parteien einen Gestal-
tungsauftrag erteilt. Das Spannungsverhält-
nis zwischen Art. 21 GG und Art. 38 GG 
wird mit dem Gegensatz von Parteien-
staatstheorie und Repräsentationstheorie 
umschrieben. Während die Parteienstaats-
theorie die parteipolitische Bindung des 
A.mandats betont, fordert die Repräsentati-
onstheorie das freie Mandat. Beide Auffas-
sungen schließen sich jedoch nicht gegen-
seitig aus, sondern können sich durchaus 
ergänzen. Denn ein demokratisch gewähl-
tes Parlament muss zwei Forderungen 
gerecht werden: Es muss einerseits die 
Entscheidungsfreiheit des A. garantieren 
und zugleich ein geschlossenes Handeln 
der Fraktionen ermöglichen. Das freie 
Mandat sichert die individuelle Verant-
wortlichkeit der A. und die Fraktionsdis-
ziplin seine kollektive Verantwortlichkeit. 

Die Parteienstaatstheorie beruht letzt-
lich auf einer Fiktion: der Identität von Re-
gierenden und Regierten sowie von Parteien 
und Wählerschaft. Sie wandelt den Instru-
mentalcharakter politischer  Parteien im 
Prozess der politischen Willensbildung in 
einen Monopolcharakter um: Aus dem Mit-
wirkungsrecht der Parteien am Prozess der 
politischen Willensbildung wird ein Aus-
schließlichkeitsanspruch auf Legitimation 
und Durchsetzung parlamentarischer Ent-
scheidungen. Das parteigebundene impera-
tive Mandat, das die A. an die Instruktionen 
ihrer Partei bindet, setzt Anweisungen von 
Parteigremien an die Stelle der Artikulation 
des Wählerwillens und die Unterordnung 
der A. unter die Minderheit politisch aktiver 
Parteimitglieder an die Stelle der Verant-
wortlichkeit gegenüber der Wählerschaft. 

Gegenüber dieser Außensteuerung der 
A. durch „ihre“ Parteien sichert das freie 
Mandat entsprechend der Repräsentations-
theorie im Grundsatz eine umfassendere 
Interessenabwägung in den parlamentari-

schen Beratungen und gewährleistet da-
durch die kollektive Entscheidungsfähigkeit 
des Parlaments. Das freie Mandat ist nicht 
Ausdruck eines „Honoratiorenparlamenta-
rismus“, sondern gewährleistet unter den 
Bedingungen der modernen Parteiendemo-
kratie jenes Mindestmaß an Entscheidungs-
freiheit, das die A. benötigen, um in einem 
durch Interessenvielfalt geprägten Parla-
ment mehrheitsfähige Kompromisse zu 
finden. Wie empirische Untersuchungen der 
Divergenzen zwischen Partei und Fraktion 
gezeigt haben, können die A. trotz ihrer 
Einbindung in Partei und Fraktion im Pro-
zess der parlamentarischen Umsetzung ihrer 
Zielvorstellungen politische Perspektiven 
entwickeln, die von denen der Partei- und 
Fraktionsführungen abweichen (Reinken 
2009). 
 
 
4. Die Stellung des 

Abgeordneten 
 
Mit der Frage nach der Stellung der A. ist 
zugleich die Frage nach einer effektiven 
Einflussnahme der Wählerschaft auf Partei-
en und Parlament gestellt. Die Maßstäbe des 
Verhaltens der A. müssen für die Öffent-
lichkeit erkennbar sein. Dieser Grundsatz 
bedingt u. a. eine ausreichende Transparenz 
der parlamentarischen Interessenbindungen, 
eine politische Kontrolle von Verbandsein-
flüssen auf den Aktionsspielraum der A. und 
die Integration des Parteienwettbewerbs in 
die parlamentarische Willensbildung. 

Die politische Unabhängigkeit der A. 
wird gegenüber der Judikative durch Siche-
rungen gewährleistet, die sich auf eine 
lange Tradition stützen und die Funktions-
fähigkeit des Parlaments gewährleisten 
sollen. Der Grundsatz der Indemnität stellt 
sicher, dass A. wegen ihres parlamentari-
schen Abstimmungsverhaltens oder politi-
scher Meinungsäußerungen weder dienst-
lich noch gerichtlich zur Verantwortung 
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gezogen werden können. Die Indemnität 
besteht nach Beendigung des Mandats fort. 

Die Immunität schützt die A. vor Straf-
verfolgung und anderen gerichtlichen Ein-
schränkungen ihrer persönlichen Freiheit. 
Der  Bundestag kann die Immunität nur 
aufheben, wenn kein Zusammenhang zwi-
schen dem jeweiligen Gerichtsverfahren und 
der parlamentarischen Tätigkeit des A. be-
steht. Das Zeugnisverweigerungsrecht ge-
stattet es den A. darüber hinaus, über solche 
Personen und Tatsachen das Zeugnis zu 
verweigern, die Adressat oder Gegenstand 
parlamentarischer Beratungen gewesen sind. 

Mit einer Reihe von Ämtern ist das 
A.mandat unvereinbar. Diese Regelung 
dient gleichfalls der Unabhängigkeit der 
Mandatsinhaber wie der Eigenständigkeit 
und Funktionsfähigkeit des gesamten Par-
laments. So besteht Inkompatibilität zwi-
schen dem Bundestagsmandat und einer 
Mitgliedschaft im  Bundesrat, dem Amt 
eines Bundesverfassungsrichters, dem Amt 
des  Bundespräsidenten, dem Amt des  
Wehrbeauftragten und der Mitgliedschaft in 
der Regierung eines Bundeslandes. Ferner 
sind das A.mandat und die aktive Ausübung 
eines Amtes in der öffentlichen Verwaltung 
unvereinbar. Rechte und Pflichten aus ei-
nem Dienstverhältnis ruhen während der 
Dauer des A.mandats. Ohnehin ist der stetig 
wachsende Anteil von Beamten an der 
Gesamtheit der A. der Bundes- und Lan-
desparlamente eine starke, politisch umstrit-
tene, strukturelle Klammer zwischen Par-
lament und Verwaltung. Die wichtigste 
innerparteiliche Verankerungsebene stellt 
dabei die Kreis- bzw. Bezirksebene, die 
Basis der Parteien, dar. Die deutschen A. 
sind daher fortwährenden parteilichen und 
parlamentarischen Zielkonflikten ausge-
setzt. 

 
 

5. Wirtschaftliche und soziale 
Stellung 

 
Im Gegensatz zu den Mitgliedern der „Ho-
noratiorenparlamente“ der Vergangenheit, 
die ihr Mandat ehrenamtlich wahrgenom-
men haben, ist in der Praxis aus der in 
Art. 48,3 GG geforderten Entschädigung 
eine Alimentation der A. unter Einschluss 
ihrer Familien geworden. Da es sich bei der 
A.tätigkeit um eine Hauptbeschäftigung 
handelt, stellen die Diäten echte Einkom-
men von „Berufspolitikern“ dar. Die Höhe 
dieser Bezüge ist durch ein Gesetz festzule-
gen. Eine automatische Anbindung an Geh-
älter des öffentlichen Dienstes ist nach einer 
Entscheidung des  Bundesverfassungsge-
richtes unzulässig. Neben der A.tätigkeit ist 
die Ausübung eines Berufes außerhalb des 
öffentlichen Dienstes zwar zulässig. Mit 
dem unabhängigen Status der A. und ihrem 
Anspruch auf Vollalimentation sind aller-
dings Bezüge aus einem Arbeitsverhältnis 
oder aus Beraterverträgen unvereinbar, wenn 
anzunehmen ist, dass von diesen ein entspre-
chendes parlamentarisches Abstimmungs-
verhalten im Sinne der zahlenden Organisa-
tion nach den Grundsätzen des Lobbyismus 
(  Interessengruppen)  erwartet wird. Die 
Verhaltensregeln des Bundestages sehen 
daher Angaben über die berufliche Tätigkeit 
der A., die Offenlegung von Interessenver-
flechtungen, die Anzeige besonderer Ein-
nahmen und die Unzulässigkeit der Annah-
me bestimmter Zuwendungen vor. Der Si-
cherung der Unabhängigkeit der A. dienen 
ferner Maßnahmen sozialer Sicherung (Al-
ters-, Krankheitssicherung etc.). 
 

 
6. Parlamentarische Praxis 
 
Vor Eintritt in den Bundestag ist die Mehr-
zahl der A. bereits einige Jahre in der Kom-
munalpolitik tätig gewesen. Neben Kennt-
nissen auf der untersten politischen Ebene 
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werden von den Parlamentariern auch Erfah-
rungen im vorpolitischen Raum (etwa  
Bürgerinitiativen) als wichtig erachtet. Die 
A.soziologie des Deutschen Bundestages 
zeigt Merkmale einer zunehmenden Profes-
sionalisierung und Verfestigung des A.man-
dats: Die mittlere Zugehörigkeitsdauer 
nimmt zu. Die Altersstruktur weist eine zu-
nehmende Konzentration auf die mittleren 
Altersgruppen auf. Sozial rekrutiert sich die 
Mehrzahl der A. aus der Mittelschicht. 80 % 
sind Akademiker und häufig Angehörige des 

 öffentlichen Dienstes. Dies fördert die 
Entwicklung zu einem Spezialistenparlament 
und kommt der Kommunikation des Parla-
ments mit der Wählerschaft nicht zugute.  

Zugleich begünstigt diese Homogeni-
sierung der A. eine Politik, die sich zu-
nehmend bürokratischer Verhaltens- und 
Verfahrensweisen bedient. Diese Entwick-
lung wird durch eine „Karrierisierung der 
politischen Führungsauswahl“ (Herzog u. a. 
1990) bewirkt, die die Aufstellung von Par-
lamentskandidaten von einer schrittweisen 
Bewährung in der Parteiorganisation abhän-
gig macht und dadurch Personen mit finan-
zieller Grundsicherung und zeitökonomi-
schem Gestaltungsspielraum bevorzugt. 
Folge dieser politischen Professionalisie-
rung ist der Berufspolitiker als Prototyp des 
modernen A.. Allerdings ist die konkrete 
Ausprägung dieser Tendenz im Deutschen 
Bundestag in den alten und neuen Bundes-
ländern durchaus unterschiedlich: Auch 
mehr als zwei Jahrzehnte nach der Vereini-
gung gibt es noch keine Konvergenz der 
Berufswege west- und ostdeutscher A. 
(Kintz 2010). 

Diese Entwicklung ist schon deswegen 
problematisch, weil die Massendemokratie 
den A. eine erhebliche Kommunikations-
leistung abverlangt: die Offenheit für unter-
schiedliche Interessen und die Bereitschaft 
zur Vermittlung bei Interessenkonflikten. 
Unter den Bedingungen des Wachstums der 
Staatsaufgaben und der damit steigenden 

Anforderungen an fachliche Spezialisierung 
und parlamentarische Arbeitsteilung ver-
langt die Wahrnehmung der zentralen Kom-
munikationsfunktion von den A. hohes zeit-
liches Engagement, umfassende Präsenz 
und professionelle Kompetenz  

Empirische Untersuchungen der gesell-
schaftlichen Kontaktstrukturen (des „Kon-
takt-Kapitals“) der A. weisen unterschiedli-
che Beziehungsgeflechte zwischen den 
Fraktionen und ihren gesellschaftlichen 
Klientelgruppen aus. Insgesamt unterhalten 
die A. Kontakte zu einem sehr breit gefä-
cherten Interessenspektrum. In der Kommu-
nalpolitik, ihren Parteien und im vorpoliti-
schen Raum sind sie tief verwurzelt. Ihr 
politischer Erfolg hängt vom Aufbau leis-
tungsfähiger Netzwerke mit gesellschaftlich 
verankerten Partnern und der beharrlichen 
Pflege dieser professionellen Kommunikati-
onsstruktur ab. Politiker, die Karriere ma-
chen wollen, müssen negative Medienbe-
richte vermeiden. Dieses defensive Verhal-
ten erschwert jedoch die Herausbildung 
eines markanten Profils nach den Gesetzen 
der Mediendemokratie. A. bemängeln viel-
fach die weitgehende Personalisierung der 
politischen Berichterstattung und – damit 
eng verknüpft – der Politik. 

Nach dem Rollenverständnis seiner A. 
ist der Bundestag keineswegs ein nur auf 
Gesetzgebung und Regierungskontrolle be-
schränktes „Arbeitsparlament“, auch wenn 
diese Aufgaben das Schwergewicht der 
parlamentarischen Arbeit nach Auffassung 
der A. ausmachen. Auch Aufgaben des „Re-
deparlaments“ (Artikulation von Interessen, 
politische Grundsatzarbeit, Vermittlungsauf-
gaben) werden gesehen. Stichworte wie 
„Verrechtlichung“, „Perfektionismus“ und 
„Regelungswut“ deuten jedoch auf einen 
anhaltenden Trend zu einem „Arbeitsparla-
ment“ hin. Der Bedeutungsverlust der 
A.tätigkeit gegenüber der Tätigkeit der Exe-
kutive ist gravierend. 
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Das Streben nach politischer Geschlos-
senheit in den Fraktionen steht nicht im Ge-
gensatz zum Grundsatz des freien Mandats. 
Fraktionelle Solidarität und Freiwilligkeit 
der Fraktionszugehörigkeit sind Grundvor-
aussetzungen der A.tätigkeit. Dem entspricht 
das Erfordernis der Fraktionsdisziplin, unter 
der „[...] alle die Mittel (zu verstehen sind), 
die die Fraktionsangehörigen veranlassen 
sollen, den Fraktionsbeschlüssen gemäß 
abzustimmen“ (H. Rausch). 

In der parlamentarischen Praxis ist der 
Deutsche Bundestag ein „Parlament der 
Fraktionen“ (H. Hamm-Brücher) geworden. 
Trotz der Garantie des freien Mandats ist 
der Zusammenhang zwischen Parteizugehö-
rigkeit und Mandatserwerb äußerst eng. So 
schaffen die Bestimmungen des Bundes-
wahlgesetzes bei der Kandidatenaufstellung 
ein Parteienprivileg in Form einer fakti-
schen Monopolstellung der Parteien. Diese 
Abhängigkeit setzt sich in der Parlaments-
arbeit durch feste Einbindung in eine Frak-
tion fort. Der parlamentarische Arbeitsab-
lauf erzwingt Fraktionsdisziplin. 

Die Interfraktionelle Initiative Parla-
mentsreform hat daher an die Einsicht der 
Fraktionsführungen appelliert, die Initiativ-
freude der einzelnen A. zu fördern und es 
als eine Notwendigkeit der Geschäftsord-
nung bezeichnet, Zivilcourage und Sponta-
neität der A. nicht zu ersticken. 

Zur Stärkung der Stellung des einzel-
nen A. sind mehrere Reformen vorgeschla-
gen worden – insbesondere die Stärkung 
seiner Position durch „offene Listen“ für 
die Zweitstimme der Wähler, die Aufwer-
tung der Ausschussarbeit, die Stärkung des 
persönlichen Initiativrechts des A. und vor 
allem die Verbesserung des Ansehens und 
der Glaubwürdigkeit des Parlaments insge-
samt. 
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Ämterpatronage 
 

  
Ämterpatronage (Äp) ist ein Begriff der 
politischen Umgangssprache, meist mora-
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lisch abwertend benutzt, und der politischen 
Soziologie. Er bezeichnet die Vergabe von 
beruflichen und politischen Positionen durch 
Entscheidungsträger an ihnen genehme Per-
sonen. Äp. ist ein zentrales und in der Öf-
fentlichkeit umstrittenes Herrschaftsinstru-
ment. Zwei mögliche Funktionen der Äp. 
lassen sich unterscheiden. 

Zum einen soll durch die Äp. Organi-
sationsverhalten dauerhaft gesteuert wer-
den. Nur auf permanente Anweisung und 
Überwachung, auf Dankbarkeit oder Sank-
tionen zu setzen, ist eine kaum verlässliche 
Strategie. Hingegen erleichtern Personen, 
die aus eigenem Antrieb in gewünschter 
Weise handeln, die Ausübung von Herr-
schaft. Solche Personen werden ty-
pischerweise im Kreis der persönlich Be-
kannten, der Vereins- oder Parteifreunde, 
unter den Absolventen bestimmter, Vertrau-
en genießender Ausbildungsgänge und in 
„befreundeten“ Organisationen gesucht. 

Eine zweite, häufig zu beobachtende 
Funktion der Äp. besteht im Ausbau bzw. 
im Erhalt von Herrschaft in weiteren sozia-
len Bezügen. Sie dient z. B. dem Zusam-
menhalt des Lagers des Patrons. Dieser sieht 
sich einem großen Erwartungsdruck des 
sozialen Umfelds auf Versorgung gegen-
über. So werden Partei- und Verbands-
mitgliedschaften wegen beruflicher Vorteile 
eingegangen. Man spricht auch von „Wohl-
tätigkeitspatronage“ (T. Eschenburg), ge-
meint ist die Belohnung der Parteifreunde 
meist mit kleineren Posten. Häufig werden 
bestimmte Verwaltungsbereiche von Flü-
geln oder Gliederungen der  Parteien per-
sonell „bewirtschaftet“, z. B. das Arbeits-
ministerium vom Arbeitnehmerflügel oder 
das Wirtschaftsministerium vom Wirt-
schaftsflügel. Ein „beliebtes“ Feld der Äm-
terpatronage bilden auch die verselbstän-
digten Verwaltungseinheiten: z. B. Staats-
lotterien, Rundfunkanstalten, kommunale 
Betriebe. 

Aus politisch wertender Sicht verkehrt 
sich der Vorteil der Bewerber mit dem rich-
tigen „Stallgeruch“ im öffentlichen Bereich 
zur Korruption, wenn fachlich ungeeignete 
oder im Vergleich zu Mitbewerbern offen-
sichtlich weniger qualifizierte Aspiranten 
den Vorzug erhalten. Ebensowenig wäre hin-
nehmbar, dass systematisch (auch bei glei-
cher Eignung) „nahestehende“ Personen be-
vorzugt und andere benachteiligt werden. 
Solche Patronage verstößt gegen den in 
Art. 33,2 des  Grundgesetzes verankerten 
gleichen Zugang jedes Deutschen „nach sei-
ner Eignung, Befähigung und fachlichen 
Leistung“ zu jedem öffentlichen Amt. Be-
sondere Regelungen gibt es für einige Positi-
onen in der  Ministerialbürokratie. 

Aus organisationstheoretischer Sicht 
führt eine zu enge Beziehung und zu große 
Ähnlichkeit von Aussuchenden und Ausge-
suchten zur Gefahr einer Abschottung ge-
genüber der Umwelt. Entfremdung von ge-
sellschaftlichen Entwicklungen kann die fa-
tale Folge sein. Wechselt der Patronageherr, 
was in  Demokratien nicht ausgeschlossen 
ist, stellt sich das Problem, inwieweit der 
neue mit den personalpolitischen Arrange-
ments des alten Herren weiterarbeiten kann. 
Für die öffentliche Verwaltung erscheint es 
daher erforderlich, dass ein Mindestanteil an 
Amtsträgern vorhanden ist, die der Opposi-
tion oder keiner Partei verbunden sind. 

Die  DDR war ein krasses Negativ-
beispiel für die Selektion des gesamten Ver-
waltungsapparates unter parteipolitischen 
Gesichtspunkten. Bewerber für den  öf-
fentlichen Dienst in der erweiterten BRD 
mussten alle ein Überprüfungsverfahren 
durchlaufen, in dem ihre Rolle in der DDR-
Zeit untersucht wurde. Besonders im Hoch-
schulbereich wurden viele Wissenschaftler 
„abgewickelt“, die eine zu konforme Hal-
tung gegenüber dem SED-Regime einge-
nommen hatten. 

Äp. ist ein Argument der traditionellen 
Parteienkritik (etwa Scheuch/Scheuch 1993). 
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Alternative Mechanismen der Personalaus-
wahl sind jedoch manchmal noch anfälliger 
für Missstände und unter Demokratiege-
sichtspunkten eventuell problematischer. 
Dazu zwei Beispiele. „Unabhängige“ Kom-
munalpolitik kann ohne innerparteiliche 
Disziplinierungsmöglichkeiten und Wil-
lensbildung zur intransparenten und korrup-
ten Notablenherrschaft entarten. Die direkte 
Volkswahl von Amtsinhabern kann im Zeit-
alter kostspieliger Medienwahlkämpfe 
durch finanzstarke Interessengruppen in-
strumentalisiert werden. 
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Äußere Sicherheit / 
Verteidigung / Nato 
 
 
1. Veränderung der klassischen 

Bedrohung 
 
Die äußere Sicherheit (äS) der BRD, an der 
Nahtstelle beider antagonistischer Systeme 

gelegen, wurde durch die Bündnispolitik, vor 
allem NATO und WEU, aber auch durch die 
Mitgliedschaft in der UNO sowie den Euro-
päischen Gemeinschaften gewährleistet. Die 
äS der BRD wurde insbesondere während 
des Ost-West-Konflikts als Sicherheit vor 
den Staaten des Warschauer Pakts verstan-
den. Die Bürger der BRD perzipierten mehr-
heitlich eine Bedrohung durch die Sowjet-
union und die Warschauer Pakt-Staaten. 
Umgekehrt war die  DDR in das östliche 
Bündnissystem des Warschauer Pakts und 
des RGW integriert und befand sich eben-
falls an der Nahtstelle zum antagonistischen 
System, so dass äS für die DDR als Sicher-
heit vor den „imperialistischen NATO-Staa-
ten“ verstanden wurde. 

Mit der Überwindung des Ost-West-Kon-
flikts, dem Zusammenbruch des Kommunis-
mus als Ideologie und Praxis zur Lenkung 
gesellschaftlicher Großorganisationen sowie 
dem Zerfall der UdSSR und der Herstellung 
der deutschen Einheit haben sich auch die 
Rahmendaten für die äS Ds radikal geän-
dert. Der KSE-Vertrag von 1990 mit seinen 
bedeutsamen Abrüstungsbestimmungen im 
konventionellen Bereich, der Rückzug der 
sowjetischen Truppen aus D sowie dem Ter-
ritorium anderer früherer Verbündeter in 
Ost-/Mitteleuropa haben die frühere sowje-
tische Fähigkeit zu einem Überraschungsan-
griff auf Westeuropa beseitigt. Ein Krieg in 
Europa zwischen Ost und West – wie er zu 
Zeiten des Kalten Krieges immer möglich 
schien – gilt heute als ausgeschlossen. Eine 
Bedrohung der äS Ds kann heute nur in an-
deren Konstellationen erfolgen (vgl. 2.2). 
Die Sicherheit Ds wird militärisch weiterhin 
durch die NATO gewährleistet. Im Art. 6 
des Zwei-Plus-Vier-Vertrages vom 
12.9.1990 wird dem vereinten D das Recht 
zugestanden, „Bündnissen mit allen sich 
daraus ergebenden Rechten und Pflichten 
anzugehören“. Da die DDR der BRD gemäß 
Art. 23 GG beitrat, änderte sich somit auch 
an der NATO-Zugehörigkeit des um die 
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DDR erweiterten Ds nichts. D hat in der 
militärischen Integration der NATO weiter-
hin einen Sonderstatus. Einmal hat es – im 
Gegensatz zu den anderen NATO-Staaten – 
fast alle Streitkräfte in die integrierte Kom-
mandostruktur eingebracht. Zum anderen 
verfügt D auch über keinen eigenen Gene-
ralstab. Drittens hat D eine einseitige Be-
grenzung seiner Truppen auf 370.000 Mann 
vorgenommen, die aber mit einem Bestand 
von unter 200.000 Soldaten nicht wahrge-
nommen wird. Viertens hat D die von der 
BRD eingegangene Verpflichtung erneuert, 
auf die Produktion und den Erwerb von 
ABC-Waffen zu verzichten. Und schließlich 
hat D sich fünftens verpflichtet, nach dem 
im Herbst 1994 erfolgten erfolgreichen 
Abzug der sowjetischen/russischen Streit-
kräfte aus der ehemaligen DDR auf dem 
Territorium der neuen  Bundesländer 
weder ausländische Streitkräfte und Atom-
waffen noch deren Träger zu stationieren. 
Der Zwei-Plus-Vier-Vertrag ermöglicht eine 
enge Bindung Ds an die Atlantische Ge-
meinschaft und erleichterte Ds Nachbarn die 
Zustimmung zur deutschen Einigung. 

Allerdings dürfte die europäische Di-
mension in der Sicherheitspolitik eine im-
mer größere Rolle erfahren. Einmal ist 
durch den Zerfall der Sowjetunion und des 
Warschauer Pakts die NATO ihres perzi-
pierten Bedrohungspotenzials beraubt und 
befindet sich in einer Phase der Umstruktu-
rierung und zum anderen werden nicht-mi-
litärische Gefährdungen der industriellen  
Gesellschaften zunehmen. So akzentuiert 
EU-Europa besonders die politische und 
ökonomische Dimension seiner Sicher-
heitspolitik, indem es den ost- und mitteleu-
ropäischen Staaten weitreichende Unterstüt-
zungsmaßnahmen (PHARE-Programm/Eu-
ropa-Abkommen, bilaterale Freundschafts-
verträge, Beitrittsverhandlungen, Europäi-
sche Nachbarschaftspolitik u. a. m.) zu-
kommen ließ und damit die östliche Hälfte 
Europas im eigenen Interesse zu stabilisie-

ren trachtete. Auch die Vermittlungsbemü-
hungen von EG/EU – wenn auch wenig er-
folgreich – im Jugoslawien-Krieg müssen 
vor diesem Hintergrund gesehen werden. 
So versucht die EU nach der Überwindung 
des Ost-West-Konflikts eine stärkere inter-
nationale Rolle zu spielen. Daher hat sich 
die EU eine Gemeinsame Sicherheits- und 
Außenpolitik gegeben, die ggfs. Auch un-
abhängig von der NATO zum Einsatz 
kommt. 

 
 

2. Stabilitätstransfer und 
internationales 
Krisenmanagement 

 
Zwar hat sich nach Ende des Ost-West-
Konflikts die Sicherheitslage für D grund-
legend verbessert, da es nur noch von de-
mokratischen und befreundeten Staaten um-
geben ist und die meisten von ihnen in 
NATO und EU mitwirken; jedoch ist an 
Stelle des Risikos eines großen Krieges 
eine Vielzahl von Risiken anderer Art ge-
treten. Im Verteidigungsweißbuch 2006 
wird der internationale Terrorismus als zen-
trale Herausforderung benannt. Er bedroht 
Freiheit und Sicherheit überall in der Welt, 
wie die Anschläge vom 11.9.2001 auf das 
World Trade Center und das Pentagon deut-
lich gemacht haben. Andere Bedrohungen 
sind die Weiterverbreitung von Massenver-
nichtungswaffen und ihrer Trägermittel, so 
dass sich die Proliferation zunehmend auch 
für D zu einer Bedrohung entwickelt. So-
wohl staatliche als auch private Akteure 
versuchen, sich Hochtechnologiegüter zu 
kriminellen Zwecken zu beschaffen. Auch 
der Versuch einer – wenn auch bisher noch 
kleinen -Anzahl von Ländern, in den Besitz 
von Massenvernichtungswaffen und Trä-
gersystemen zu gelangen, kann eine Bedro-
hung auch für D darstellen. Die Folgen 
innerstaatlicher und regionaler Konflikte, 
der Destabilisierung und der innere Zerfall 
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von Staaten und die damit einhergehende 
Entstaatlichung von Gewalt bedeutet nicht 
nur eine Herausforderung, sondern auch 
eine Gefährdung von Sicherheit. Ungelöste 
politische Konflikte an der Peripherie des 
Stabilitätsraum EU berühren zunehmend 
auch die Sicherheit Ds. „Die Erosion staat-
licher Strukturen, der Zerfall ganzer Staaten 
und damit oft einhergehender Bürgerkrieg 
ebenso wie das Entstehen von Gebieten, die 
sich außerhalb der internationalen Ordnung 
stellen, eröffnen Aktionsräume und Rück-
zugsgebiete für bewaffnete Gruppen und 
terroristische Organisationen. Sie fördern 
organisierte Kriminalität, Korruption, Men-
schenhandel und die Drogenökonomie“ 
(Weißbuch 2006: 25). Da darüber hinaus bei 
einigen Staaten noch intra- und inter-
ethnisch-kulturelle Konflikte bestehen, 
können diese internen Auseinandersetzun-
gen in zwischenstaatliche Konflikte über-
gehen, die Ausstrahlungseffekte auf West-
europa haben und somit wiederum auch zu 
einer Bedrohung für Westeuropa werden 
könnten. Der Testfall erfolgte im Frühjahr 
1999, als aufgrund der „ethnischen Säube-
rungen“ durch Serbien im Kosovo die 
NATO gegen die Bundesrepublik Jugosla-
wien einen Luftkrieg führte. Dieser Krieg 
wurde zwar ohne Mandat der UNO geführt, 
doch machte die NATO die massive Ver-
letzung der Menschenrechte durch Serbien 
für die humanitäre Intervention geltend. 
Auf diese Weise wurden erstmals deutsche 
Soldaten nach dem Zweiten Weltkrieg, 
wenn auch lediglich in Form von Luftwaf-
fenpersonal, in Kampfeinsätze einbezogen. 

Weiter dürften wachsende Armut und 
politisches Chaos in vielen Ländern der 
Dritten Welt Flüchtlingswellen hervorrufen 
und Migrationströme nach Europa beschleu-
nigen. Die zunehmende Belastung der Um-
welt stellt inzwischen ebenso eine globale 
Herausforderung wie die Ausbreitung von 
Pandemien und Seuchen (z. B. Aids, Vogel-
grippe) dar.  

Die Veränderung der internationalen 
Rahmenbedingungen für deutsche Sicherheit 
hat auch zu einer vollkommenen Verände-
rung der Parameter deutscher Sicherheitspo-
litik geführt. Zwar wird die aktive Bündnis-
politik in NATO und EU weiterhin prakti-
ziert, aber D engagierte sich sehr stark für 
die Erweiterung dieser Bündnissysteme nach 
Osten. Die Einbindung der östlichen Nach-
barn in NATO und EU wurde als wichtiges 
Mittel zur Steigerung von gegenseitiger Er-
wartungsverlässlichkeit und langfristiger 
Friedenssicherung verstanden. Jedoch geht 
deutsche Sicherheitspolitik heute weit über 
die europäische Dimension hinaus. D sieht 
seine Sicherheit heute nicht mehr nur an sei-
ner Peripherie gefährdet, sondern durch welt-
politische Bedrohungen, so dass seine Ver-
teidigung am Hindukusch beginne (Ex-Ver-
teidigungsminister Struck). So beteiligt sich 
D an den internationalen Missionen der 
UNO auf dem asiatischen und afrikanischen 
Kontinent(  Bundeswehr). War D zu den 
Zeiten des Ost-West-Konflikts Importeur 
von Sicherheit, so hat sich D inzwischen zu 
einem Exporteur von Sicherheit entwickelt. 
Diese globale Erweiterung des sicherheitspo-
litischen Gestaltungsanspruchs suchte be-
sonders die Regierung Schröder durch das 
Streben nach einem ständigen Sitz im UN-
Sicherheitsrat zum Ausdruck zu bringen. 
Doch scheiterte dieser Versuch, da D sowohl 
im Sicherheitsrat als auch in der UN-Gene-
ralversammlung die notwendige Unterstüt-
zung nicht erhielt. Deutsche Sicherheitspoli-
tik beruht heute auf einem umfassenden 
Sicherheitsbegriff. Aufkommenden Gefah-
ren muss mit einem abgestimmten Instru-
mentarium von diplomatischen, wirtschaftli-
chen, entwicklungspolitischen, polizeilichen 
und militärischen Mitteln begegnet werden. 
Die weltpolitischen Herausforderungen sind, 
wenn überhaupt, nur politisch, d. h. mit 
friedlichen Mitteln politisch zu lösen. Die 
Existenz von Streitkräften in Bündnissyste-
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men kann dabei nur eine Rückversiche-
rungsagentur sein. 
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Arbeitslosigkeit 
(Politische Folgen) 
 
 
Bei der Untersuchung der politischen Fol-
gen von Arbeitslosigkeit (A) stehen zwei 
Fragestellungen im Vordergrund: 
1. Inwieweit führt A. bei den direkt Be-

troffenen und/oder Dritten zur Ent-
fremdung vom jeweiligen  politi-
schen System und/oder zu extremis-
tischen Einstellungen bzw. Verhal-
tensweisen? 

2. Inwieweit verfügen Arbeitslose über 
die Fähigkeit, ihre Interessen wirksam 
zu vertreten? 

Zu 1.: Unstrittig ist, dass die mit MassenA. 
verbundene Weltwirtschaftskrise den Auf-
stieg und die Wahlerfolge der NSDAP ent-
scheidend begünstigte. Eine Untersuchung 
Falters (Falter u. a. 1983) deutet aber darauf 
hin, dass die Arbeitslosen in der Gruppe der 
NSDAP-Wähler keineswegs besonders stark 
vertreten waren.  

Die 1974 einsetzende, noch immer an-
dauernde Phase erneuter Massen A. hat, 
entgegen vieler Erwartungen nicht zu einer 
sichtbaren Gefährdung des  politischen 
Systems der BRD geführt. Mit Blick auf das 
Wahlverhalten hat Faas eine umfassende 
Untersuchung vorgelegt (Faas 2010), die 
grob den Zeitraum 1980-2005 abdeckt und 
in der systematisch versucht wird, Drittvari-
ablen auszuschalten, d. h. zu überprüfen, 
inwieweit die direkte Betroffenheit von A. 
und inwieweit andere Faktoren das Wahl-
verhalten der Erwerbslosen erklären. Grob 
zusammengefasst, offenbart Faas Analyse 
keine dramatischen Effekte der direkten 
Betroffenheit von A. auf das Wahlverhalten. 
Die Neigung zur Wahl zu gehen, wird durch 
A. eher leicht negativ beeinflusst. Eine Aus-
nahme bildet hier nur die Bundestagswahl 
1998 aufgrund ihres besonderen politischen 
Kontextes: 1998 verbanden gerade auch 
viele Arbeitslose große Hoffnungen mit 
einem Regierungswechsel, was einen mobi-
lisierenden Effekt hatte. Hinsichtlich der Par-
teiwahl fördert die direkte Betroffenheit von 
A. die Hinwendung zu Parteien links von der 
Mitte, wobei die SPD hiervon eher in Oppo-
sitionszeiten profitierte, die Linkspartei/PDS 
vor allem, nachdem die SPD erneut Regie-
rungsverantwortung trug und z. T. harte Ein-
schnitte für Arbeitslose zu verantworten 
hatte (Hartz IV). Rechtsextremistisches 
Wahlverhalten als Folge der direkten Betrof-
fenheit durch A. hat Faas nicht systematisch 
untersucht, aber insgesamt scheint es eher 
eine Randerscheinung zu sein. 

Neben den Auswirkungen auf das 
Wahlverhalten wurden auch andere politi-
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